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downs werden sicher noch weiter 

anhalten und auch Oldenburg und 

seine Bürger betreffen.  

Uns irritiert, wie nahezu sorglos 

und ohne Beachtung der - wirt-

schaftlichen und sozialen - Opfer der 

Maßnahmen der Oberbürgermeister 

wie auch die anderen Ratsfraktionen 

die von Bundes- und Landesregie-

rung erlassenen Maßnahmen kritik-

los befürworten. 

Auch wir waren anfangs sehr be-

sorgt und haben die Maßnahmen 

mitgetragen. Aber der Ausspruch 

”erst der Mensch und die Gesund-

heit, dann die Wirtschaft‛ ist mittler-

weile zu einer naiven, die Realitäten 

verkennenden Aussage geworden. 

Denn ”die Wirtschaft‛ besteht aus 

Moin moin, 
die Coronakrise bzw. die das 

öffentliche Leben extrem einschrän-

kenden Maßnahmen haben auch 

Oldenburg getroffen und somit auch 

uns. Bis zu dieser neuen Ausgabe 

unseres Oldenspiegels hat es daher 

etwas länger gedauert. 

Wir hoffen sehr, dass es Ihnen, 

liebe Leser, gut geht. Gesundheit-

lich ist das in Bezug auf Corona 

angesichts der aktuellen Statistiken 

ja sehr wahrscheinlich. Beruflich ist 

die Wahrscheinlichkeit erheblich 

geringer. Arbeitslosigkeit, Kurzar-

beit, Konkurse - abschließende Zah-

len kennen wir für Oldenburg noch 

nicht. Die Auswirkungen des Lock-

”den Menschen‛. Aus Menschen, 

die unter Arbeitsverbot oder Ar-

beitslosigkeit leiden -  sozial, finan-

ziell und psychisch. Eine Verhält-

nismäßigkeit der Maßnahmen 

scheint lange nicht mehr gegeben. 

Neben dem Schwerpunkt 

Corona teilen wir mit Ihnen unsere 

Einschätzungen zum Oldenburger 

Haushalt und Nachtragshaushalt für 

das Jahr 2020. Wir freuen uns über 

die Auszeichnung Oldenburgs als 

fahrradfreundlichste Stadt und wir 

haben mit einem Teilnehmer der 

Treckerdemos der Landwirte aus 

dem Umland in der Innenstadt ge-

sprochen. Wir bewerten die Neure-

gelung zur Schaffung preiswerten 

Wohnraums und wir werfen einen 

differenzierten Blick auf die Black 

Lives-Matter-Demonstrationen. 

Immer wieder erschrocken sind 

wir nicht nur über Aggressivität und 

Gewaltbereitschaft von Linksextre-

misten, sondern auch darüber, wie 

diese ihre Brutalitäten als friedlich 

zu deklarieren versuchen und dabei 

offene Unterstützung von fast allen 

anderen Parteien sowie ganz beson-

ders von der Nordwest-Zeitung er-

halten.  
 

Ihre AfD-Fraktion im Rat der Stadt 

Oldenburg 
 

Lidia Bernhardt (Fraktions-

vorsitzende) & Gerhard Vierfuß 

Unser Selbstverständnis als AfD 

Wir sind die Partei der Rechts-

staatlichkeit. 

Migration, Euro- und Griechenland-

rettung, die zunehmende Abgabe 

von Kompetenzen an die EU und 

vieles mehr verstoßen gegen gelten-

des deutsches Recht. Die Regierung 

handelt damit illegal.  

 
Wir differenzieren. 
Der Vorwurf des Populismus ist bil-

lig. Er funktioniert, weil sich Altpar-

teien, Funktionäre und staatsnahe 

Medien in dieser Täuschung der 

Bürger einig sind. Ein Blick in unse-

re Parteiprogramme, ein Klick auf 

unsere youtube- oder facebook-

Seiten oder das Lesen der sogenann-

ten Alternativen Nachrichten bewei-

sen schnell: Wir bearbeiten Themen 

in der Tiefe. Wir haben erfahrene 

Experten in allen Politikfeldern. Wir 

wägen ab und wir differenzieren. 

 
Wir stehen für Sicherheit. 
Billig und falsch ist der Vorwurf der 

Ausländerfeindlichkeit. Wir fordern 

die Einhaltung der Gesetze von je-

dem, der sich in unserem Land auf-

hält, und entsprechende Konsequen-

zen bei Verstößen. Wir benennen 

Tätergruppen nur, wenn Nachrichten 

und Kriminalitätsstatistik diese klar 

erkennbar machen. 

 

Wir vertreten deutsche Interessen. 
Altparteien, Medien und weitere ge-

sellschaftliche Institutionen versu-

chen, das Verfolgen eigener natio-

nalstaatlicher Interessen als falsch 

oder gar gefährlich einzustufen. Dem 

entgegnen wir, dass Deutschland auf 

allen Ebenen souverän und wettbe-

werbsfähig sein muss, um sich im 

globalen Konkurrenzkampf behaup-

ten zu können. Nur so können die 

besten Ergebnisse für unsere Bürger 

erzielt werden. Anderenfalls sind wir 

einfach nur die Zahlmeister - für Eu-

ropa und noch darüber hinaus. Die 

Politik der Altparteien zielt genau in 

diese Richtung. Das ist falsch. In 

Berlin muss Politik für Deutschland 

gemacht werden, wie auch in Olden-

burg Politik für Oldenburg gemacht 

werden muss. 
Wir sind die Alternative! 
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Bis zum Urteilsspruch gilt die Un-

schuldsvermutung. Für jedermann. 

Für jede Frau. Natürlich auch für 

Linksextremisten.  

Warum wir das hier betonen? 

Weil die Linksextremisten sowie 

durch bewusstes Schweigen auch 

die NWZ und der Oberbürgermeis-

ter sich nicht an diese Regel des 

Anstands und der Allgemeinen 

Menschenrechte halten.  

Gewaltsame Eindringlinge  

Was war passiert? Im November 

2018 fand der Landesparteitag der 

AfD Niedersachsen in der Weser-

Ems-Halle statt. Es gab eine große 

Gegendemonstration und massive 

gewalttätige Störungen des Zugangs 

der Mitglieder zur Weser-Ems-

Halle. An diesen Protesten beteilig-

ten sich auch Mitglieder der Olden-

burger Linken, Grünen und der SPD 

inklusive dem Ratsvorsitzenden und 

dem Oberbürgermeister. 

Nur Dank der Polizei konnten 

die Mitglieder den Parteitag nach 

Kunst oder Krawall? 
Eindringlinge beim AfD-Landesparteitag 2018 in Oldenburg wegen Körperver-

letzung vor Gericht. Cine K und NWZ verharmlosen Straftaten. 
einem Spießrutenlauf unter Pöbelei-

en erreichen. Der Zugang zur Weser-

Ems-Halle wurde durch von der AfD 

engagiertes Security-Personal gesi-

chert. Als Mieter hatte die AfD das 

Hausrecht.  

Beim Einlass eines Gastes am 

Hintereingang sind vier Linksextre-

misten in die Halle eingedrungen. 

Diese wurden durch den Sicherheits-

dienst aufgehalten, überwältigt und 

wenig später der Polizei übergeben. 

Dabei verhielten sich die Eindring-

linge extrem aggressiv und gewalttä-

tig. Daher wurde Anzeige gegen sie 

erstattet.  

Prozess am 10. Juni 2020 

Am 10. Juni fand der Prozess vor 

dem Amtsgericht Oldenburg statt. 

Das Verfahren wurde sogleich gegen 

Auflagen eingestellt. Die Angeklag-

ten zahlten geringe Geldbußen - u.a. 

an einen antifaschistischen Verein 

und an Seawatch, wie die NWZ 

schadenfroh-süffisant berichtete. 

Täter-Opfer-Umkehr 

Es ist schlicht dreist, wie sich die 

Täter als Opfer darstellen und ihr 

gewalttätiges Eindringen im Nach-

hinein als Kunstaktion deklarierten.  

Nicht nur, dass die NWZ ihnen 

höchst parteiisch zur Seite steht - die 

ausführliche Berichterstattung über 

den Prozess unterstützt das Bild der 

zu Unrecht angeklagten friedlichen 

”Aktivisten‛. Diese Aktion bzw. der 

Hinweis auf den Prozess und eine 

erneute Demonstration vor dem Ge-

richt wurden auch noch mit Steuer-

geld unterstützt.  

Denn beim Oldenburger Autoki-

no im Mai wurde im Vorprogramm 

ein Trailer gezeigt, der zum Protest 

vor dem Gericht aufrief und der 

ebenfalls die Täter-Opfer-Umkehr 

betrieb, indem die Eindringlinge als 

gewaltfrei, die Sicherheitskräfte da-

gegen als ”AfD-Schläger‛ bezeich-

net wurden. Das Autokino wurde 

aber vom Cine K veranstaltet, von 

der Stadt Oldenburg direkt unter-

stützt und auch über die enge Ko-

operation des Cine k mit der Kul-

turetage und dem Medienbüro, die 

beide von der Stadt gefördert wer-

den, indirekt mit öffentlichen Gel-

dern mitfinanziert. 

Angesprochen auf diese Tatsa-

che zeigte sich der Oberbürgermeis-

ter überrascht. Eine Stellungnahme 

oder eine Distanzierung erfolgten 

aber nicht.  

Neutrale Presse? Nicht die NWZ, 

eher NDR und N-TV 

Anders als die für die Linksex-

tremisten Partei ergreifende NWZ 

berichteten N-TV und NDR von 

dem Prozess. ”Sie sollen • Sicher-

heitskräfte verletzt und bedrängt 

haben‛, berichtete der NDR.  

”Die Anklage lautete auf ge-

meinschaftliche Körperverletzung 

und versuchte Nötigung.‛ Und: 

”Eine Verfahrenseinstellung • sei 

kein Freispruch‛, hieß es bei N-TV. 
           Libertarius 

Gewalt fast immer von links! 

Wann wurde jemals ein Parteitag 

der vereinten linken Resteparteien 

durch rechte Demonstranten ge-

stört? - Bei der AfD muss fast jeder 

Parteitag durch die Polizei vor Lin-

ken Gegnern gesichert werden. 

Wann wurden jemals Gastrono-

men bedroht und ihre Gebäude be-

schädigt, weil sie in ihren Häusern 

Veranstaltungen von linken oder 

linksextremen Parteien oder Verei-

nen stattfinden lassen? - Zahlreiche 

AfD-Verbände können wegen lin-

ker Gewaltdrohungen keine öffent-

lich angekündigten Veranstaltungen 

durchführen, so auch in Oldenburg. 

Hätte irgendeine linke Veranstal-

tung in den vergangenen Jahren 

ohne die Polizei nicht stattgefun-

den? - Keine größere AfD-Veran-

staltung wäre ohne Polizeischutz 

denkbar, da linksextreme Gewalttä-

ter den Zugang und die Durchfüh-

rung sonst unmöglich machen wür-

den. 

Unsere Position zu Asyl und  

Einwanderung 

Da die Störer des Parteitags vor 

allem die Migrationspolitik kritisie-

ren, hier einige Auszüge dazu aus 

unserem Grundsatzprogramm.  

”Es ist notwendig, zwischen po-

litisch Verfolgten und (Kriegs-) 

Flüchtlingen • einerseits und irre-

gulären Migranten andererseits zu 

unterscheiden.  

Echte Flüchtlinge will auch die 

AfD schützen, solange die Fluchtur-

sache im Heimatland andauert.  

Irreguläre Migranten aber, die, 

anders als Flüchtlinge, nicht ver-

folgt werden, können keinen Flücht-

lingsschutz beanspruchen.  

Entfällt der Fluchtgrund durch 

Beendigung von Krieg, politischer 

oder religiöser Verfolgung im Her-

kunftsland der Flüchtlinge, endet 

deren Aufenthaltserlaubnis. Die be-

troffenen Flüchtlinge müssen 

Deutschland wieder verlassen. (•)  

Ihre Rückkehr soll durch ein in-

ternationales Wiederaufbaupro-

gramm unterstützt werden.‛ 
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als zwei Personen in der Öffent-

lichkeit werden verboten. 

¶ 23.03.2020 - Ifo-Institut weist auf 

Kosten von mehr als ₔ 700 Mrd. 

durch den Lockdown hin.  

¶ 24.03.2020 - Matthias Döpfner, 

Vorstandsvorsitzender des Sprin-

gerkonzerns, schreibt ”Ich habe 

Zweifel‛ und kritisiert die ein-

schränkenden Maßnahmen. 

¶ 25.03.2020 - Bundestag be-

schließt Shutdown. Nur die AfD 

stimmt dagegen und beantragte 

die strenge Begrenzung auf vier 

Wochen - leider erfolglos. 

¶ 26.03.2020 - Alternative Medien 

warnen erstmals vor den Gefah-

ren für Demokratie und Freiheit.  

¶ Dezember 2019 - Erste Fälle im 

chinesischen Wuhan 

¶ 11.12.2019 - AfD-Bundestags-

fraktion fordert, Abhängigkeit der 

Arzneimittelversorgung aus dem 

Ausland entgegenzuwirken. 

¶ 06.01.2020 - Tagesschau berich-

tet über ”neue Viruskrankheit‛  

¶ 22.01.2020 - Reisebeschränkun-

gen für Wuhan. 

¶ 23.01.2020 - Laut Jens Spahn 

ist der Krankheitsverlauf bei 

Covid-19 deutlich milder als 

bei der Grippe. 

¶ 30.01.2020 - Weltgesundheitsor-

ganisation spricht von einer ge-

sundheitlichen Notlage von inter-

nationaler Tragweite. Prof. Chris-

tian Drosten sagt, dass Masken 

nichts bringen. 

¶ 12.02.2020 - AfD-Bundestags-

fraktion fordert nationale Hygie-

neaufklärungskampagne, um die 

Ausbreitung einzudämmen. An-

trag abgelehnt. Karneval findet 

uneingeschränkt statt. Massenhaf-

te Infizierung in Heinsberg. 

¶ 12.02.2020 - Jens Spahn sagt, 

dass es keine Pandemie sei. 

¶ 26.02.2020 - Man könne nicht 

einfach das öffentliche Leben 

lahmlegen, sagte Minister Spahn. 

¶ 28.02.220 - Robert-Koch-Institut 

hält das Risiko für gering bis mä-

ßig. Kein Grund zur Panik. 

¶ 04.03.2020 - Alice Weidel 

fordert im Bundestag konkrete 

Sofortmaßnahmen und Grenz-

kontrollen - abgelehnt. 

¶ 10.03.2020 - Dr. Wolfgang Wo-

darg kritisiert  im ZDF die Herren 

Drosten, Wieler & Co. sowie die 

Maßnahmen scharf. 

¶ 10.03.2020 - Erste Großveranstal-

tungen werden abgesagt. 

¶ 12.03.2020 - Die Bundeskanzle-

rin appelliert, ”alle nicht notwen-

digen Veranstaltungen abzusa-

gen‛ und auf Sozialkontakte zu 

verzichten. 

¶ 14.03.2020 - Erstes Corona-

Video des inzwischen zu Be-

kanntheit gelangten Dr. Bodo 

Schiffmann. Er kritisiert die Mas-

senpanik und sagt, Corona sei 

nicht schlimmer als die Grippe. 

¶ 16.03.2020 - Innenminister See-

hofer schließt die Außengrenzen.  

¶ 17.03.2020 - Zahl der Neuinfizier-

ten nimmt erstmals ab. 

¶ 21.03.2020 - Neue Zürcher Zei-

tung warnt vor den enormen Kos-

ten des Lockdowns und vor den 

psychischen Folgen der Isolation. 

¶ 22.03.2020 - Die nationale Akade-

mie der Wissenschaften empfiehlt 

einen dreiwöchigen (!) Shutdown. 

Prof. Drosten: es gebe keine wis-

senschaftlichen Daten, die eine 

Ausgangssperre begründen. Es 

wird ein umfassendes Kontaktver-

bot verhängt. Treffen von mehr 

Corona  

Entwicklung der Maßnahmen. Demonstrationen in Oldenburg. 

Gibt es überhaupt Corona-Tote? 

”Ohne Vorerkrankung ist an Covid-

19 noch keiner gestorben‛, sagte 

der Hamburger Rechtsmediziner 

Prof. Klaus Püschel am 3. April in 

der Hamburger Morgenpost.  

Demonstrationen für die Wiederherstellung der Grundrechte 

Seit dem 28. März finden in Berlin die ”Hygienedemos‛ statt. Unter Einhal-

tung von Sicherheitsabständen wird hier für die Wiederherstellung der durch 

die Maßnahmen außer Kraft gesetzten Grundrechte demonstriert. Die Polizei 

geht teilweise aggressiv gegen die Teilnehmer vor und hat u.a. die DDR-

Bürgerrechtlerin Angelika Barbe grundlos festgenommen. Ein Skandal! 

• auch in Oldenburg 

In Oldenburg wird seit Ende April fast wö-

chentlich für die Aufhebung der Grundrechts-

beschränkungen demonstriert. Die friedvol-

len, dem Anschein nach eher dem grün-

esoterischen Spektrum angehörenden Organi-

satoren und Teilnehmer werden durch ein 

massives Polizeiaufgebot eingeschüchtert 

bzw. vor schwarz vermummten Gegendemonstranten geschützt. 

Die NWZ berichtet zunächst mehrere Wochen lang gar nicht. Dann wird 

am 8. Mai die Demo angekündigt mit dem Hinweis ”Bündnis gegen Antizio-

nismus und Antisemitismus warnt eindringlich‛. Es folgen tendenziöse Be-

richte, Analysen und Faktenchecks, wie sie der AfD sehr vertraut sind.  

Die Teilnehmer aus allen Schichten der Gesellschaft und weit mehrheit-

lich sicher der 

AfD eher fern 

stehend haben so 

aus eigener An-

schauung gelernt, 

wie es Regie-

rungsgegnern 

auch in Oldenburg 

ergeht und wie es 

zu dem Begriff 

”Lügenpresse‛ 

kommen konnte.  

Mit großen Abständen versammelten sich ca. 200 Teilnehmer der Demo für Menschenwürde 

auf dem Schlossplatz. (Fotos: Redaktion) 


